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Auf dem besagten Grundstück
sollen zwei Projekte vom selben
privaten Bauherrn verwirklicht
werden. Zum einen soll das
denkmalgeschützte Gebäude des

Pensionats zu einer „Maison re-
lais“ für 320 Kinder umgebaut
werden. In der Sitzung vom 13.
Juni hatte der Gemeinderat ein-
stimmig beschlossen, dazu einen
Pachtvertrag mit Kaufoption mit
der Gesellschaft MR Diekirch
aus Kehlen abzuschließen. Die-
ser sieht vor, dass die Gemeinde
nach Beendigung der Bauarbei-
ten die „Maison relais“ entweder
für rund 15,9 Millionen Euro er-
wirbt oder zu einem deutlich hö-
heren Preis anmietet. Im Fall ei-
ner Anmietung würde das Ganze
mit 33,6 Millionen Euro sogar
das Zweifache der Kaufsumme
kosten. Als dritte Option besteht
noch die Möglichkeit einer Ra-
tenzahlung.

Eine ähnliche Vorgehensweise
wurde schon einmal von der
LSAP-Mehrheit beim Großpro-
jekt des Neubaus vom Kino Scala

angewandt und durch das zu-
ständige Ministerium genehmigt.
Einziger Unterschied zu damals:
Die Gemeinde war bereits im Be-
sitz des Grundstücks. Schließlich
wurde sich auf eine Zahlung
in fünf Raten für den Erwerb des
Kinos durch die Gemeinde geei-
nigt.

Im Garten des Internats soll als
zweites Bauprojekt eine Senio-
renresidenz mit 37 Wohnungen
entstehen, die hingegen an ande-
re Interessenten verkauft werden
sollen. Das gesamte Grundstück
mit den beiden Projekten befin-
det sich aber in einer „Zone de
bâtiments et d‘équipements pu-
blics“ (BEP), einem Gebiet also,
wo Gebäude zum öffentlichen
Nutzen gebaut werden sollen.
Was die Opposition und nun
auch das Verwaltungsgericht be-
schäftigt, ist, ob das Projekt mit

der Seniorenresidenz den Status
des „Logement encadré“ erfüllt
und somit auf dem Grundstück
errichtet werden darf. Ein Anrai-
ner hat in diesem Sinne geklagt.

Die drei Oppositionsparteien
CSV, DP und „déi gréng“ hatten
am Dienstag eine ganze Reihe
Fragen an den LSAP-Schöffen-
rat. Bürgermeister Claude Haa-
gen zeigte sich zu Beginn ein we-
nig erstaunt über den hohen Er-
klärungsbedarf zu den beiden
Projekten. Er erinnerte die Op-
position an eine Arbeitssitzung
vor einigen Monaten zum Thema
beziehungsweise daran, dass der
Gemeinderat einstimmig im Juni
dieses Jahres für den Pachtver-
trag mit Kaufoption für die „Mai-
son relais“ gestimmt habe. In die-
sem Zusammenhang sei auch
über die geplante Seniorenresi-
denz gesprochen worden.

Der Bürgermeister antwortete
während 80 Minuten ausführlich
und wortgewandt auf die Fragen.
Dabei war er eindeutig der Spiel-
macher in diesem Match und wies
der Opposition die Statistenrolle
zu. Auf alles hatte Haagen eine
Antwort parat. Auch verwehrte er
sich gegen den Vorwurf, dass das
Projekt einzig und alleine auf den
jetzigen Bauträger zugeschnitten
sei. Die Gemeinde habe im Juli
letzten Jahres einen Aufruf gestar-
tet für den Bau einer „Maison re-
lais“ mit zur Bedingung eines
Grundstücks in der Nähe der
Grundschule. Zwei seien dem da-
maligen Aufruf gefolgt, wobei einer
davon sich nur telefonisch gemel-
det habe, sagte Haagen. Die Oppo-
sition zeigte sich danach weiterhin
unschlüssig, konnte aber den vie-
len Antworten des Bürgermeisters
nur wenig entgegensetzen.
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Ein souverän auftretender
LSAP-Bürgermeister Claude
Haagen und eine eher
schwach wirkende Opposition
aus CSV, DP und „déi gréng“,
so präsentierte sich am
Dienstagabend die
Gemeinderatssitzung von
Diekirch. Das Hauptthema
war ein Fragenkatalog zu den
Projekten der geplanten
Seniorenresidenz sowie einer
„Maison relais“ auf dem
Gelände des ehemaligen
Pensionats Notre-Dame de
Lourdes.

Frage-und-Antwort-Spiel
GEMEINDERAT DIEKIRCH Zum geplanten Projekt einer Seniorenresidenz und einer „Maison relais“

Das aktuelle Gemeindegesetz stammt aus
dem Jahr 1988. Eine Reform ist somit
mehr als überfällig. Es geht darum, die Be-
ziehungen zwischen Staat und Gemein-
den den Entwicklungen der Gesellschaft
und den Bedürfnissen der Kommunen an-
zupassen. Deshalb soll in einer ersten Pha-
se die staatliche Kontrolle der Gemeinden,
die sogenannte „Tutelle administrative sur
les communes“ reduziert werden. Getreu
dem Prinzip, dass jeder das machen soll,
was er am besten kann. Bis Ende dieses
Jahres will die LSAP-Innenministerin Tai-
na Bofferding einen entsprechenden Ge-
setzentwurf vorlegen.

Das Gemeindesyndikat Syvicol („Syndi-
cat des villes et communes luxembour-
geoises“) und dessen Präsident Emile Ei-
cher (CSV) begrüßen diesen Schritt sehr.
„Wir hatten eine lange Liste an Forderun-
gen, die jetzt eingeflossen sind. In Zukunft
werden die Gemeinden autonomer, flexib-
ler und schneller Entscheidungen im Inte-
resse der Bürger fällen können. Das
kommt also einer Vereinfachung verschie-
dener Prozeduren gleich und ist ein von al-
len Seiten seit längerem erhobener An-
spruch. Deshalb sind wir gemeinsam mit
dem Innenministerium auch recht schnell
vorangekommen, sodass wir bald ab-
schließen können“, erklärte Eicher.

Mehr Flexibilität
und Qualität
Ein großer Berg an Arbeit würde wegfal-
len, so der Syvicol-Präsident weiter: „Be-
sonders was das Hin und Her von Doku-
menten anbelangt, wo man immer wach-
sam bleiben muss, dass man nichts ver-
säumt oder verliert. Es geschieht eigentlich
jetzt das, was sowohl Regierung als auch
Syvicol immer gesagt und gewollt haben,
nämlich dass sie gerne eine Vereinfachung
der administrativen Wege hätten, ohne al-
lerdings, dass dies auf Kosten der Transpa-
renz und der Qualität geht.“

Von der Reform des Gemeindegesetzes
selbst erwartet Syvicol sich demnach auch
mehr Autonomie und Flexibilität für die
Gemeinden „und dass wir die Möglichkei-
ten der Digitalisierung besser und ver-
mehrt nutzen und die neuen Medientech-
niken besser einsetzen können“, so Eicher
ergänzend. Man rechne aber auch mit

mehr Transparenz, was Akten beziehungs-
weise Dossiers anbelangt, klare Zustän-
digkeiten, kurze und nachvollziehbare
Fristen. Und auch hier einfach die Mög-
lichkeit, in Zukunft schneller und effizien-
ter zu arbeiten.

Bereits jetzt ist Emile Eicher glücklich
darüber, dass Syvicol stärker in Entschei-
dungsprozesse eingebunden ist. Die In-
nenministerin hat betont, die Gemeinde-
reform im Dialog durchsetzen zu wol-
len, also auch mit dem Gemeindesyn-
dikat. Im Juli hatte Premierminister
Xavier Bettel (DP) dem Syvicol zu-
gesagt, regelmäßig konsultiert zu
werden.

„Wir sind jedenfalls froh, dass
diese Regierung uns ernst nimmt.
Wohl haben wir auch jetzt noch
nur eine Art ’Lobby-Statut‘, sind
also gesetzlich nirgends veran-
kert.“ Die aktuelle Entwicklung
wird von Syvicol allerdings als
wichtiger Schritt nach vorne
angesehen. „Kein Reglement
oder Gesetz, das die Gemeinden
betrifft, wird nun seitens der Mi-
nisterien verfasst, ohne dass wir
die Möglichkeiten haben, dazu
unsere Meinung abzugeben. Unse-
re Gutachten spielen auch bei den
Debatten später im Parlament eine
Rolle“, so Emile Eicher unmissver-
ständlich.

In der Vergangenheit war das nur be-
dingt so. Die Meinung des Gemeindesyn-
dikats sei nicht von allen Ministerien glei-
chermaßen gefragt gewesen oder aber
nicht zum opportunen Zeitpunkt und
nicht regelmäßig. Statt wie früher oft nur
am Ende der Entscheidungskette sei man
jetzt öfters von Anfang an dabei, also be-
reits beim Vorentwurf zu einem Gesetz,
wobei dies aber noch nicht systematisch
passiert. Dennoch: „So können wir unsere
Meinung einbringen, auch unsere Erfah-
rungen und damit vielleicht Dinge vermei-
den, die später nicht umsetzbar oder kon-
traproduktiv sind“, so Eicher. Die Einbin-
dung des Syvicol findet demnach nun
strukturierter statt. Von der Regierung gab
es zudem die Zusage, sich in Richtung ei-
ner gesetzlichen Verankerung der Bera-
tungstätigkeit des Syvicol Gedanken zu
machen.

Reale Einflussnahme
Das Rundschreiben von Premierminister
Bettel vor den Sommerferien, in dem er al-
le Ministerien aufgefordert hat, Syvicol
„mit ins Boot zu nehmen, sobald ein Ge-
setzentwurf ausgearbeitet werde“, zeigt
laut Eicher Wirkung: „Wir haben über die
Sommermonate bereits zwölf Gesetzes-
vorlagen und -entwürfe zur Begutachtung
bekommen. Das klappt also.“ Die reale
Einflussnahme sei zweifellos gestiegen:

„Das ist wichtig, denn als Syvicol sind wir
viel näher an den Bürgern als das Parla-
ment. Wer als Gemeindeverantwortlicher
vor Ort ist, denkt vernetzter und kann die
Tragweite von Entscheidungen besser ein-
schätzen.

Man ist sich viel bewusster, dass Ent-
scheidungen direkt die Bürger betreffen
und man erkennt schneller, was für etwai-
ge negative Folgen solche Entscheidungen
haben können. Das vernetzte Denken der
politisch Verantwortlichen auf Gemein-
deebene sei somit ein Plus gegenüber dem
Parlament, in dem die Abgeordneten die
Dinge oft aus einem völlig anderen Blick-
winkel betrachten.

Das Plus an Autonomie soll im Übrigen
auch Bewegung in ein Gespräch bringen,

das Gemeinden und Bildungsministerium
seit zwei Jahren führen. Es geht dabei um
ein besseres Zusammenspiel zwischen den
Grundschulen und den „Maison relais“
beziehungsweise den Kinderbetreuungs-
einrichtungen. Umso stärker das Mitspra-
cherecht der Gemeinden ist, umso besser
können solche Strukturen zusammenar-
beiten und desto besser gelingt eine ganz-
heitliche Bildung, also eine Gesamtbetreu-
ung in allen Bereichen wie Musikschule,
Sport und zwischen all dem, was die Ge-
meinden sonst noch für den Nachwuchs
im Angebot haben. Bessere Abstimmung
zwischen allen Partnern wird demnach
angestrebt und auch hier klare Zuständig-
keiten, insbesondere was das Thema Si-
cherheit angeht.

SYVICOL Präsident Emile Eicher über die neue Anerkennung des Gemeindesyndikats

„Froh, dass diese Regierung uns ernst nimmt“
Marco Goetz

Durch die Reform des
Gemeindegesetzes und die Reform
der „Tutelle administrative sur les
communes“ werden die Gemeinden in
ihrer Autonomie und in ihrer Effizienz
gestärkt. Begrüßt wird das auch und
vor allem vom Syvicol, dem
Dachverband aller 102 Gemeinden des
Landes.

Syvicol-Präsident Emile Eicher begrüßt es, dass die Kommunen im Rahmen der
Reform des Gemeindegesetzes mehr Autonomie bekommen und effizienter ar-
beiten können (Foto: Syvicol)


